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schied zur Familie ziele die Polis nicht darauf ab, eine Einheit zu werden.
.Denn eine Vielheit seiner Natur nach ist der Staat" (ARISTOTELES 1965,
S. 37 = 1261a 18) - eine durch stete Ausgleichsoperationen geordnete Viel-
heit von unterschiedlichen Bürgern, wie wir gesehen haben. Gerade die Un-
terschiede hinsichtlich der Bedürfnisse und Motivation würden aber bei
Gütergemeinschaft zwingend Konflikte nähren. Es geht, ähnlich wie beim
Tausch, nicht um Gleichheit der Einzelnen an Eigentum, sondern um das ih-
nen Angemessene - ein moralisches Kriterium, das im politischen Prozeß
austariert wird. Ideal ist dabei ein Mittelweg, nämlich "den Besitz als sol-
chen Eigentum bleiben zu lassen, aber ihn durch die Benutzung zum Ge-
meingut zu machen. Die Bürger zu Leuten, die so handeln, heranzubilden,
das ist die eigentliche Aufgabe des Gesetzgebers" (ARISTOTELES 1965, S.
45 = 1263a 38 f.). Für den Idealstaat fordert ARISTOTELES weiter, daß aus
der Auftei1ung von Grund und Boden einerseits Privatbesitz entsteht, ande-
rerseits Gemeindeland, das die religiösen Kulte und die öffentlichen, ge-
meinsamen Mahlzeiten finanzieren soll (S. 247 = 1330a 8-14).
Diese aristotelische Konzeption hat ihre Parallelen in der attischen Rea-
lität; man hat dabei auch schon etwas verwirrend von "gemeinschaftlichem
Privateigentum" gesprochen (so BÜRGIN 1993, S. 35). Das heißt einerseits,
daß die politische Gemeinschaft entstanden ist aus der allen Bürgern ge-
meinsamen Eigenschaft des Grundbesitzes. Andererseits denkt der Athener,
daß Grund und Boden, und was darauf wächst, letztlich um des Gesamten
willen da ist. Es gibt zwar keinen institutionellen Staat, der über Eigentum
verfügt, aber die Polis als Gesamtheit der Bürger ist gleichsam moralische
Eigentümerin nicht nur von kollektiven Gütern (Tempel, Wälder, Minen),
sondern auch des individuellen Besitzes, zumal in Notzeiten. Wohl gehört
das Stück Land dem einzelnen Bürger, wohl bringt es dieser als Haushalts-
vorstand in den staatlichen Verband ein; aber die Funktion des Grundei-
gentums beschränkt sich nicht darauf, Früchte zu tragen - vielmehr ermög-
licht es Autarkie und Muße des Bürgers, der zudem damit auch den Ertrag
in die Gemeinschaft einbringen kann, den er selbst nicht benötigt. Das Recht
zum (guten) Gebrauch liegt beim besitzenden Bürger, doch der Nutzen soll
der Gemeinschaft zukommen - Eigentum ist nur dann gerechtfertigt, wenn
es genutzt wird. Dies ist allerdings ein moralisches Gebot, kein gesetzliches:
So gibt es keine Vorschriften gegen brachliegendes Land, das sich reiche
Grundbesitzer leisten - ein weiteres Beispiel, daß Athen keine auf Produkti-
on zielende .Wirtschaftspolitik" betreibt, obwohl es Nahrungsmittel impor-
tieren muß (KRÄNZLEIN 1963, S. 31-33,47).
Da Eigentum erst durch seine (gute, poliserhaltende) Verwendung eine
positive Qualität erhält, postuliert ARISTOTELES für seinen Idealstaat ver-
schiedene Eigentumsformen nebeneinander: Außer Privateigentum Besitz,
der mit Freunden geteilt wird, und solcher, der allen gehört. So kann unter-
schiedlichen Bedürfnissen und Anforderungen genügt werden. Was das Pri-
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vateigentum betrifft, so ist es unabdingbar für die Freigebigkeit. Maßvoll
und freigebig - das sind die zwei einzigen Arten, wie das Vermögen eines
Bürgers korrekt verwendet werden kann (ARISTOTELES 1965, S. 45, 51,
237 = 1263 b 11; 1265b 36; 1326a 32; vgl. auch ARISTOTELES 1957, S. 79-
85 = 4, 1-3). Moralisch verpflichten also Eigentumsrechte im antiken Athen
zu Mäßigung und zu Großzügigkeit. Was aber heißt das konkret, juristisch?
Der Reiche ist gehalten, Solde (Misthoi) zu entrichten und die erwähnten
Leiturgien zu veranstalten, finanziellen Dienstleistungen für das Vaterland,
vor allem im kultischen (Choregie - Theateraufführung) und militärischen
Bereich (Trierarchie - Ausrüstung von Kriegsschiffen). Diese Leiturgien
sind durch Ausführungsbestimmungen geregelt, aber im wesentlichen han-
delt es sich um moralische Ansprüche und Anrechte der Gemeinschaft, de-
nen sich der Reiche weder entziehen kann noch will.
In XENOPHONs "Oikonomikos" ist es SOKRATES, der dem reichen
KRITOBOULOS erklärt, worin seine besonderen Bürgerpflichten bestehen:
Opfer für die Götter, großzügige Bewirtung von Fremden und Mitbürgern,
Pferde und Waffen, ganze Schiffe für den Krieg, Finanzierung von Schau-
spielen und Athleten, außerordentliche Abgaben. "Wofern du aber eine die-
ser Verpflichtungen mangelhaft erfüllen solltest, werden dich die Athener,
wie ich weiß, nicht weniger zu strafen suchen, als wenn du ihnen als Dieb
ihre Habe genommen hättest" (zitiert nach AUSTINNIDAL-NAQUET 1984,
S. 279). Der Reiche, der seinen Reichtum nicht für die Polis verwendet, ver-
nachlässigt seine moralische Pflicht zum dankbaren und ehrenvollen Dienst
für die Gemeinschaft, er ist ein Dieb am Gemeineigentum, das ihm gleich-
sam kommissarisch zur guten Verwaltung übergeben worden ist.
Nicht nur reiche Bürger wie KRITOBOULOS verrichten Leiturgien, auch
wohlhabende Metöken werden dazu verpflichtet. Insofern stellt sich die Fra-
ge, ob tatsächlich Eigentum zu diesen Diensten an der Gemeinschaft ver-
pflichtet - oder aber Reichtum? Es gibt keinen Staat, der Eigentumsrechte
garantiert, damit auf dieser Basis zum Gemeinwohl beigetragen wird. Wohl
aber gibt es eine politische Gemeinschaft von - zugleich - Bürgern, Bauern
und Kriegern, die eine Ordnung errichten und erhalten, dank der einige von
ihnen zu mehr Wohlstand kommen als andere - in der Realität dank Unter-
schieden in Besitzverhältnissen und wirtschaftlichem Geschick, in der
(aristotelischen, keineswegs unrealistischen) Theorie dank der unterschiedli-
chen Neigungen und Bedürfnissen der Menschen. Wer in diesem Sinn aus
der politischen Ordnung wirtschaftlichen Nutzen zieht, ist verpflichtet, die
Mitbürger und auch die anderen Landesbewohner daran teilhaben zu lassen.
Der griechische Staat, die Polis, agiert nicht ökonomisch; aber sie schöpft
aus politischen Überlegungen bei den Reichen das ab, was sie zum Uberle-
ben im Kampf gegen außen und für die soziale, rituelle Integration im Inne-
ren benötigt.
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Aus dem Eigentum an sich erwachsen keine Pflichten. Gerade der
Grundbesitz, in jeder Hinsicht das proprium des Bürgers, wird ja nicht be-
steuert, wie überhaupt regelmäßige Steuern stets indirekt sind oder allein die
Metöken belasten. Doch der Grundbesitz gewährt den Status des Bürgers,
und aus diesem wiederum erwachsen die sozialen Pflichten. Jeder Bürger
kommt diesen nach, sei es im Militärdienst oder durch die Teilnahme an
Volksversammlungen und beim Wirken in Räten und Ämtern - mit finan-
ziellen Leistungen die einen, durch freiwillige Arbeit andere, Wohlhabende
ebenso wie Arme. In minderem Maße werden auch von den Metöken, sogar
von den Sklaven solche Dienste erwartet, insbesondere im Krieg, insofern
auch sie vom Schutz und Erhalt der Polis profitieren.
Das Motiv für Leiturgien, für alle Dienste zugunsten der Gemeinschaft
liegt also nicht in der Dankbarkeit für die Gewährung und Garantie von Ei-
gentumsrechten. ARISTOTELES als Moralphilosoph ortet dieses Motiv in
der Tugend des Bürgers, was die Realitäten weniger verklärt, als wir viel-
leicht annehmen. Dem Athener, dem antiken Griechen ganz allgemein ist
der Ehrenrang und die Anerkennung durch Seinesgleichen wichtiger als
Macht und Geld; letztere sind ihm vielmehr Mittel zu ersterem. Der Grieche
ist agonal: stets in einem offenen und versteckten Wettkampf um die Gunst
der Öffentlichkeit, um Ruhm und Ehre, auch um brüderliche Freundschaft,
die er in freier Entscheidung erstrebt (vgl. dazu ARISTOTELES 1965, S. 99
= l280b 38). Das macht einen großen Teil seines Bürgerseins aus, und das
motiviert ihn, verpflichtet ihn zu Großzügigkeit und Maß. Diese Tugenden
hängen nicht vom Reichtum ab: Auch der Arme kann großzügig sein. Ent-
scheidend ist, tugendhaft sein zu wollen. Eigentum ist weder der Ausgangs-
punkt noch das Ziel politischer Praxis, sondern Mittel zum Zweck.
Deshalb bleibt die Eigentumsfrage letztlich vorpolitisch. ARISTOTELES
kategorisiert folgendermaßen: "Es ist nun der Besitz (Ktesis - K'tllcrt<;) ein
Teil des Hauses und die Lehre vom Besitz (Ktetike - xrnttxn) ein Teil der
Hausverwaltungskunde (Oikonomia), denn ohne das Unentbehrliche ist es
unmöglich, wie überhaupt ein Leben, so auch ein befriedigendes Leben zu
führen" (S. 13 = l253b 24). Eigentum und Eigentumsrechte gehören in den
privaten, häuslichen Rahmen, ja sie machen ihn aus; sie sind Voraussetzung,
aber nicht Gegenstand des Politischen. Sie erlauben es dem Bürger, seine
Bürgerpflichten wahrzunehmen, am Gemeinwohl mitzuwirken, über Leitur-
gien dies auch anderen Mitbürgern zu ermöglichen. Auf die dadurch ermög-
lichte breite Partizipation sind die Polis und der reiche Bürger selbst ange-
wiesen, damit das Gemeinwohl breit abgestützt ist - ein Gemeinwohl, für
das zu sorgen kein ökonomisches oder soziales Problem ist, sondern ein po-
litisches. Der Athener, sofern er kein Banause ist, versteht sich, sein Entfal-
tungspotential, den Menschen überhaupt in erster Linie als .Jiomo politicus"
- und nicht, wie wir heute, als .Iiomo oeconomicus".
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Man mag einwenden, daß die Frage der Bodenreform das politische
Thema in der Antike ist, auch in Athen etwa unter SOLON; und man kann
darauf hinweisen, daß die Kolonisation zum Ziel hat, Land zu erobern, den
überzähligen Bürgern durch Emigration zu Grundeigentum und damit zu
den Voraussetzungen des Politen-Lebens zu verhelfen. Aber gerade diese
Beispiele zeigen, daß die Bodenfrage keine ökonomische in unserem Sinn
ist: Es geht nicht um die Mehrung des Volkseinkommens, nicht um die effi-
ziente Bewirtschaftung des Bodens und den marktmäßigen Austausch seiner
Produkte, sondern um die notwendigen Voraussetzungen für den Bürger-
status. Nicht deshalb werden Kolonien gegründet, um Absatzmärkte zu
schaffen, selten auch, um Importe zu sichern: Anders als im modernen Ko-
lonialismus lösen sich die materiellen Bande zwischen der gleichberechtig-
ten Neugründung und der Mutterstadt sehr rasch, schon allein aufgrund der
weiten Distanzen. Nicht deshalb wird um Landbesitz gerungen, weil man
damit mehr produzieren, besser wirtschaften kann; sondern weil man dann
nicht mehr produzieren muß, nicht mehr im geringgeschätzten gewerblichen
Alltag sein Auskommen finden muß, Bürger sein oder bleiben kann. SOLON
erläßt ausdrücklich - und trotz entsprechenden Forderungen - keine Boden-
reform; aber er verbietet ein für allemal, daß Athener, attische Bürger, in
Schuldknechtschaft geraten oder gar als Sklaven verkauft werden können.
Das ist eine politische Lösung für ein politisches Problem: Wie können Bür-
ger Bürger bleiben?
Die Polis betreibt keine Sozialpolitik. Was sie befördern will, ist die po-
litische Stabilität. Indem die Zahl der Landbesitzer, wenn sie unter das ge-
fahrliehe Minimum gefallen ist, wieder erhöht wird oder indem überzählige
Kandidaten für Landbesitz emigrieren können, wird politischer Konfliktstoff
eliminiert, die Basis der Bürgerschaft verbreitert. Um es mit ARISTOTELES
zu sagen: Es ist wichtig, "durch Ausgleichung des Besitzes dafür zu sorgen,
daß die Zahl der Männer im Staate zunimmt" (ARISTOTELES 1965, S. 66 =
l270a 39). Deshalb muß der Philosoph die Verfassung der Spartaner kriti-
sieren, weil dort "das gesamte Land in wenige Hände geraten ist" (S. 66 =
l270a 18) - dies obwohl "der Zukauf eines neuen oder der Verkauf des alten
Grundbesitzes" verboten ist, was ARISTOTELES durchaus begrüßt. Grund-
eigentum ist also nicht kommerziell handelbar, es gibt keinen Markt für
Grund und Boden; denn davon leitet sich der Bürgerstatus ab, und damit
hängt das Gemeinwohl, das Gedeihen der Polis von den Grundbesitzern ab.
Die .Anfangsausstattung" ist ein Problem beim ersten Einrichten des Staates
(etwa nach der Kolonisierung) oder bei seiner grundsätzlichen Reform, wel-
che die Voraussetzungen des Polis-Lebens wiederherstellt; im politischen
Alltag ist es jedoch kein Thema. Der Athener leistet seine Pflichten für die
Polis und für seine Mitbürger als Bürger, nicht als Eigentümer: Nicht Ei-
gentum verpflichtet ihn, sondern der Bürgerstatus.
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